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Berlin, den 27 . Dezember ZA12

Beschluss

In dem Schiedsverfahren

Gilla Schillo, Lendelfingenveg 36, 66386 St. Ingbert

verfahrensbevollmächtigter: Rechtsanwalt Hans-Georg warken, Völklinger straße 1, 66346 pütilingen,/Saar

' Berufungsführerin und Antragsgegnerin -
gegen

DIE LINKE.LV Saar, vertreten durch den Landesvorstand, Dudweiler Straße 51, 66111 Saarbrücken
Verfahrensbevollmächtigter: Rechtsanwalt Kay Füßlein, Scharnweberstraße 20, 10247 Berlin

Berufungsgegner und Antragsteller -
wegen Parteiausschluss

hat die Bundesschiedskommission durch ihre Mitglieder sibylle wankel (Vorsitz), Ruth Kampa, sebastianMeskes, Dieter Müller, Frank Nieswandt, Anke schwazenberg uno Birgit stenzel aufgrund der mündlichen
Verhandlung am 3. Dezember 201 1 in ihrer Sitzung am 2. Februa r 2O1Z folgenden Beschluss gefasst:

Die Berufung wird zurückgewiesen.

Begründung:

L

Die Berufungsführerin wendet sich mit der durch ihren verfahrensbevollmächtigten am 24.06.2011 einge-reichten und am 01'07.2011 begründeten Berufung gegen die Entscheidung der LSchK saar vom 02.0s.201 l(Reg'-Nr' 19 / 10), mit der diese die Berufungsführerin aus der partei uurg.r.hlo.sen hatte.
Vorausgegangen war ein erstes Parteiausschlussverfahren, das durch ablehnende Entscheidung der LSchK
vom 27 '03'2010 (Reg,-N r' 23 /09) rechtskräftig beendet worden war und sich im Wesenilichen mit dem Ver-halten der Berufungsführerin im Rahmen einer Pressekonferenz zum Thema der auch von ihr mit betriebenen
Anfechtung der Landtagswahlen im Saarland im Jahr 2009 beschäftigt hatte. Während zwei andere Mitgliederder Partei wegen ihres entsprechenden Verhaltens aus der Partei ausgeschlossen worden waren (vgl. dazu



auch BSchK /42a/2010, Beschluss vom 15'01 '201 1), wurde der Ausschlussantrag gegen die Berufungsführe-rin wegen Versäumung der Antragsfrist abgelehnt.

Mit den vorliegenden Ausschlussanträgen des Berufungsgegners vom 1 6.04.2010 und 07.01.2011 (im Rah-men eines schriftsatzes im bereits eröffneten schiedwe-rfären) und in weiteren schriftsätzen werden derBerufungsführerin im wesentlichen folgende Verstöße gegen satzung und ordnung der parteivorgeworfen:'l' Aktives weiterbetreiben der Anfechtung der Landtagswahlen im saarland durch Anrufung des Verfas-sungsgerichtshofs und die fortgesetzte Verbreitungles Vorwurfs krimineller Machenschaften bei derListenaufstellung im Rahmen einer ötfentlichkeitswirksamen Kampagne auch nach dem Abschlussdes ersten Parteiausschlussverfahrens. Teil dieser Kampagne sei insbesondere das Verfassen undVerbreiten einer entsprechenden Broschüre durch die Berufungsführerin. Zuletzt habe sie diese Bro-schüre bei einer Sitzung des ortsverbands St. Ingbert am 04.03.2010 verteilt.
2' weiterleitung eines parteiinternen Rechnungsbelegs eines Genossen und Mitglied des stadtrats st.Ingbert über einen minimalen Betrag für den Enverb eines ,,Kauknochens., an die BILD-Zeitung unddamit Auslösen eines entsprechenden Artikels in der ersten Januar-woch e 2011,in dem derverant-wortliche Genosse und damit die Partei in sehr negativem Licht dargestellt wurden.
3' Zustellen eines schreibens vom 20.12.2010 per'Gerichtsvollzieher an den Landesvorsitzenden mitDiffamierungen wegen einer Entscheidung des Landesvorstands zum Ruhen der Mitgliedschaftsrech-te der Berufungsführerin und der Ankündigung eines ,,Kollateralschadens., bzw. Verlassen des inner_parteilichen weges für den Fail einer ausbreibenden Entschurdigung.
4' Zustellen eines schreiben vom 21.01.2011 per Gerichtsvollzieher an den stellvertretenden Landes_vorsitzenden mit Diffamierungen wegen des Ausschlussantrages vom 07.0.1.2011 und Autforderungzum widerruf der Behauptungen hinsichtlich des ,,Kauknochens" (siehe oben 2.), verbunden mit derAndrohung weiterer juristischer Schritte.

5' Außerung des Verdachts der wahlfälschung und des Stimmenkaufs gegen Mitglieder der partei durchden verfahrensbevollmächtigten der Berufungsführerin gegenüber der BILD-Zeitung, in der dazu am27.01.201 1 ein entsprechender Artikel erschiän.

6' Außerung ihres Verfahrensbevollm.ächtigten über,,kriminelle Mittel,, bei der Listenaufstellung für dieLandtagswahl im wahlkreis Neunkirchen", die im Rahmen eines Artikel in der saarbrücker Zeitung am10.02.201 1 zitiert wird.

Der Berufungsgegner stellt die Vonrrrürfe in einen größeren Zusammenhang durch Auflistung weiterer Verhal-tensweisen seit dem Jahre 2008, um deutlich zu machen, oasses der Berufungsführerin nie um eine parteiin-terne inhaltliche Auseinandersetzung, sondern immer nri durur gegangen sei, durch medienwirksame Auße-rungen die Partei als kriminell und nicht wählbar erscheinen zu lassen.

In dem Verfahren vor der LSchK hat sich die Berufungsführerin trotz entsprechender Aufforderung der LSchKzur Sache nicht eingelassen' sondern sich weitgehend auf die Rüge foimaler Fehler, die stellung diverserBefangenheitsanträge und Anträge auf Akteneinsicht beschränkt. Hinsichilich der Broschüre mit der Doku-mentation zur Anfechtung der Landtagswahl hat sie vorgetrag"n, ous die Broschüre im vorliegenden Aus-schlussverfahren nicht.mehr berücksichtigt werden dürfe,-dass"die Verteilung von wenigen Exemplaren inner-halb der Partei bereits im November 2009 abgeschlossen gewesen sei, dass keine Verbreitung außerharb derParteistattgefunden habe und dass sie die Broschür. u*ä+.0g.20.l0 nichtverteilt habe. In der mündrichenVerhandlung vor der LSchK am 07.05.2011 hat die Berufungsiührerin nach Ablehnung eines Befangenheits-antrags nicht mehr an der mündrichen Verhandrung teirgenorn'men.

Die LSchK hat aufgrund der Zeugenvernehmung in der mündlichen Verhandlung am 07.0s.2011 die Vertei_lung der Broschüre nach dem 27.09.2010 nicht für eruriesen erachtet. Auch die Belegweitergabe bezüglichdes 
"Kauknochens" sah die LSchK nicht als erwiesen an. Die LSchK hat jedoch das aktive und öffen'ich-keitswirksame weiterbetreiben der Anfechtungskampagnö bezüglich der Listenaufstellung für die Landtags-



wahlen 2009 durch die Berufungsführerin bzw. ihren Verfahrensbevoilmächtigten nach dem Abschluss desersten Ausschlussverfahrens zusammen mit der Androhung juristischer schriite in den beiden Schreiben anden Landesvorsitzenden und den stellvertretenden Landesvoisitzenden als ausreichend angesehen, um einenParteiausschluss zu begründen.

Mit ihrer Berufung macht die Berufungsführerin geltend, dass der Berufungsgegner keinen wirksamen Be-schluss über den Ausschlussantrag gefässt habe, dass die LSchK im umganiÄitiun Befangenheitsanträgenund durch Zulassen nachgeschobener Ausschlussgründe schwenviegenoe üerrahrensfehler begangen habeund dass die Berufungsführerin mit der weiterveiolgung J.r-wahranfechtungsverfahrens vor dem Verfas-sungsgerichtshof nur ihr gutes staatsbürgerliches necniauf ein ordnungrg.Äaou, wahrverfahren wahrge-nommen habe.

Mit schreiben vom 27 '10'2011 hat der Verfahrensbevollmächtigte des Berufungsgegners mitgeteilt, dass derverfassungsgerichtshof die wahlprüfungsbeschwerde endgültiials unbegründet abgewiesen habe, u.a. man-gels ausreichender substanziierung der angeblichen vraniet näi oer Listänaufstelluig im wahlkreis Neunkir-chen' Das zeige, dass die von der Berufungsführerin erho6enen Vonvürfe von vornherein otfensichilich unbe-gründet gewesen seien' Eine Richtigstellung oder ein widerruf gegenüber den Medien durch die Berufungs-führerin sei jedoch bis heute nicht erfolgt, vielmehr habe sie das Bloßstellen von Mandatsträgern und parteioffenbar nicht nur in Kauf genommen, sondern von vornherein beabsichtigt. Das zeige, dass der parteiaus-schluss gerechtfertigt sei.

Einen schriftlich gestellten Befangenheitsantrag nahm die Berufungsführerin vor Beginn der mündlichen ver-handlung am 03' 12'2011 zurück' In der mündlichen Verhandlung bekräftigte und enveiterte sie die Verfah-rensrügen hinsichtlich des Verfahrens vor der LSchK und trug vor, dass ,lirtti.n. Vorwürfe nicht zutreffendoder jedenfalls nicht zeitnah erhoben seien.

Auf den Auflagenbeschluss der BSchK hat der Berufungsgegner diverse protokole seiner sitzungen, darunterder sitzung vom 18'06'2009 mit dem ersten Rus.schtus-sötiag gegen die Berufungsführerin sowie der sitzungvom 19'05'2010 mit dem Beschluss zum Ruhen ihrer Mitglieoiäcnte ,,bis zum endgültigen parteiausschluss,.vorgelegt' aus denen hervorgehe, dass er das Parteiausichlussverfahren gegen die Berufungsführerin stetJmitgetragen habe' Zudem ist er der Ansicht, dass der stellv. Landesvorsitzende aufgrund der Geschäftsord-nung insoweit auch allein vertretungsberechtigt sei. vorrorgl,tn habe er in seiner-sitrrng am 14. 12.2011einen erneuten Beschluss über einen Ausschlussantrag g.g.l', äi.. Berufungsfür.,iuiin g.furst. Die Berufungs-führerin vertritt hierzu weiterhin die Ansicht, dass es un Jinär 
"irk.ur*n 

deschruss üoer den Ausschrussan-trag fehre und dieser Manger nicht mehr geheirt werden könne.

il.

Die Berufung war zurückzuweisen, da der Ausschluss der Berufungsführerin aus der partei letzilich gerecht-fertigt war.

Die BSchK hatte bereits erhebliche Zweife.l,.ob-die Berufung fristgerecht begründet wurde und damit über-haüpt zulässig ist' Die Entscheidung der LichK ist ausweisliJn 0". in der Akte der LSchK befindtichen Eintie-ferungsbelegs am 25'a5-201 1 pertinwurfeinschreiben sowohi an die Berufungsführerin als auch an ihrenverfahrensbevollmächtigten gegangen. Aufgrund der Zugansriir,tion eines Einviurfeinschreibens am 3. Tagnach Aufgabe zur Post ist damit von einem2ygang;uo.n'rurrl-rpätestens am Montag, den 30.05.2011, aus-zugehen' Damit wäre die Berufungsschrift selbit recitzeitig eingereicnt worden, die 
-Begründung 

mit schrift-satz vom 01'07'2011 jedoch nicht innerhalb der Monatsfiist cl'es g 15 Abs. (2) schiedso a.F. erfolgt. DieBSchK hat hier allerdings ausnahmsweise - wie auch schon in anderen Einzeriäilen - die Begründung arsrechtzeitig akzeptiert, da der Verfahrensbevollmächtigte bereits in der Berufungsschrift selbst auf seine über-



lastung hingewiesen und eine
sächlich innerhalb einer Woche

zeitnahe Begründung angekündigt hatte und die Begründung dann auch tat_nachgereicht hat.

ln der mündlichen verhandlung am 03.12.2011hat sich die BSchK intensiv mit dem Vorbringen der Verfah-rensbeteiligten auseinandergesetzt und daraufhin den ennrähnten Auflagenbeschluss gefasst. Die Entschei-dung selbst erging-unter Berücksichtigung der nachfolgenden schriftsätze der Verfahrensbeteiligten vom14.12.201 1, 12.01.20 1 3 und ß.Ol.ZOiS.
Die BSchK ist nach Bewertung der sach- und Rechtslage zu der Auffassung gelangt, dass der parteiaus-
schluss der Berufungsführerin gerechtfertigt ist und ihre B-erufung deshalb zurückzuweisen war.

Die von der Berufungsführerin geltend gemachten Verfahrensfehler der LSchK sind nicht ersichilich.
Die LSchK saar hat sich mit den zahlreichen Befangenheitsanträgen im vorfeld der mündlichen Verhandlungjeweils einzeln befasst und ihre diesbezüglichen Enlscheidungen jeweils nachvollziehbar begründet. Die Ent-scheidungen selbst sind jedenfalls nicht offensichtlich rechtsfihlerhaft, eine prüfung auf etwaige Ermessens-fehler scheidet aus,.da die Entscheidung über einen Befangenheitsantrag selbst näcn S l2 Abs. (3) satz 2schiedso a'F' unanfechtbar ist und - abgesehen von otfeniichflichen RJchtsfehlern - auch nicht über denumweg der Berufung einem Rechtsmitter zugängrich gemacht werden kann.
Auch die Entscheidung der LSchK, den in der mündlichen Verhandlung am 07.os.zo11 gegen säm'iche Mit-glieder der LSchK gestellten Befangenheitsantrag zu entscheiden und als rechtsmissbräuchlich abzuweisen,hält einer rechtlichen Überprüfung stand' Der vorliegende Fall ist nicrrt vergleichbar mit dem, dass eine LSchKaufgrund eines gegen den gesamten spruchkörper gestellten Befangenheitsantrags beschtussunfähig würde,so dass die BSchK zur Entscheidung über diesen Ant-rag n.rriun gewesen wäre. Ein solcher Fall ist z.B. im Fallder Anfechtung der wahl einer LSchK auf einem Landeiparteiiag gegeben, da sämiliche Mitglieder der LSchKvom Ausgang des verfahrens objektiv und unmittelbar betroffän wären. lm vorliegenden Fall hat die Beru-fungsführerin aber auf die Verfahrensführung durch die LSchK und einzelne Entschäioungen abgehoben unddamit die Befangenheit begründet. In einem solchen Fall ist nicht ausge'schlossen, dass derAntrag jeweils fürjedes einzelne Mitglied durch die übrigen Mitglieder der l-schi bewÄrtet wiro uno diese dann zur Einschät-zung kommen' dass er rechtsmissnraucntich gestellt sei. wollte man diesen Fall anders sehen, könnte jederVerfahrensbeteiligte allein durch stellung einei Befangenneitsantrag gegen die gesamte LSchK die Entschei-dung darüber in die nächste Instanz he-ben, ohne dass die vorgetrag.nun Befängenneitsgründe überhauptinhaltlich geprüft würden' Das widerspricht der grundsätzlichen Rechtsmittelfeindlichkeit der Entscheidungüber einen Befangenheitsantrag und kann deshalb nur in Ausnahmefällen gelten, d.h. wenn der vorgebrachteBefangenheitsgrund objektiv und unmittelbar-für sämiliche Mitgtieder der LSchK gitt oder die LSchK mit nureinem nicht befangenen Mitglied beschlussunfähig wäre. 

!

soweit die Berufungsführerin der LSchK vorwirft, das Parteiausschlussverfahren gegen sie absichlich offengehalten und rechtsfehle.rhaft nachgeschobene Ausscntussgrtinoe berücksichtigt"zi naoen, unterliegt diesohnehin der inhaltlichen Überprüfung durch die BSchK. Auf die nachfolgenden Ausführungen wird verwiesen.

Die BSchK hält die vorliegenden Ausschlussanträge vom 1 6.04.2010 und 07.0 1.201]für wirksam, da sie zujeder Zeit der Beschlusslage des Berufungsgegners entsprachen. Der Beschluss auf der sitzung vom18'06'2009' den Parteiausschluss der Berufungsrtinrerin ., buuntrugeri, bezog sich zwar auf ein bestimmtesverhalten im Rahmen einer medienwirksamen Pressekonfe renz zurAnfechtung der Landtagswahlen. Jedochwird aus den Protokollen der späteren sitzungen, insbesondere der am 19.0s.2010, deulich, das der Beru-fungsgegner nach wie vor den Ausschluss der Berufungsführerin anstrebte und die Angelegenheit nicht mitder Entscheidung der LSchK vom 27.03.2010 als abgäschlossen betrachtete. wie der Antragsschrift vom16'04'2010 zu entnehmen ist, ging es dem für den Bärufungsgegner handelnden stellvertretenden Landes-
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vorsitzenden ja gerade um die inhaltliche Bewertung des parteischädigenden charakters der öffenilichkeits-wirksamen Aktivitäten der Berufungsführerin durch Fortsetzung des Aniechtungsverfahrens der Landtagswahlund der begleitenden Kampagne, weil die LSchK den ersten antrag aus rein foinaten Gründen abgelehnt hat-te' Die BSchK hat aufgrund der durch Vorlage der Protokolle nachgewiesenen Diskussionen auf den Sitzun-gen des Berufungsgegners keinen Zweifel daran, dass der Beschluss vom 1 8.06.2009 hinsichflich des partei-
ausschlusses der Berufungsführerin jedenfalls so lange als vom wiilen des Berufungsgegners gedeckt anzu-sehen ist, wie eine inhalttiche würdigung der entsprechenden Aktivitäten der Berufungsführerin im Schieds_verfahren nicht erfolgt war' zur Beendigung dieser Beschlusswirkung hätte es eines ausdrücklichen gegentei-ligen Beschlusses oder eines entsprechenden konkludenten Verhaltens z.B. durch Antragsrücknahme be-durft' Deshalb kommt es vorliegend auch gar nicht darauf an, ob und in welcher Form eine nachträgliche Ge-nehmigung nach $ 177 Abs.2 BGB möglich gewesen wäre. Eine sorche war hier gar nicht erforderlich.
lm Rahmen des so verstandenen Beschlusses war der stellvertretende Landesvorsitzende im weiteren Verfah-ren aufgrund der ihm durch die Geschäftsordnung übertragenen administrativen Befugnisse auch berechtigt,jedezeit neue, in sachlichem Zusammenhang mit dem Ausschlussbegehren stehende sachverhalte voautra-gen und - falls nötig - auch formal einen neuen Antrag zu stellen. Erst wenn die eingebrachte Thematik mitdem ursprünglichen Ausschlussbegehren nicht einmal änsatzweise etwas zu tun gehabt hätte, hätte es einesneuen Beschlusses des Berufungsgegners bedurfte. Das ist bei den der Berufurigsführerin zugeschriebenenund unter l. im Einzelnen dargestellten Vorwürfen jedoch nicht der Fall.

Doch selbst wenn man in diesem Punkt eine andere sichtweise einnehmen sollte, hätten die enrrähnten Aus-schlussanträge als Anträge des untezeichnenden Genossen behandelt und ebenso im schiedsverfahren ge-prüft werden müssen' Die BSchK hast deshalb keinerlei Bedenken, über die Ausschlussanträge inhallich zuentscheiden.

Die der Berufungsführerin vorgeworfenen Verhaltensweisen sind insgesamt geeignet und ausreichend, umden Parteiausschluss zu begründen.

Dabei schließt sich die BSchK im wesentlichen der sichtweise der LSchK an. Das bedeutet, dass die aktiveund medienwirksame weiterverfolgung des Anfechtungsverfahrens gegen die Landtagswahlen im saarland2009 durch die Berufungsführerin, gestützt auf die Behiuptung, die Listenaufstellung der partei DIE LINKE imwahlkreis sei fehlerhaft und von stimmenkauf begleitet ieweäen, einen Verstoß gegen die sich aus der par-teimitgliedschaft ergebende und in der Präambel der Bundessatzung ausdrückliche aufgenommene Verpflich-tung zu solidarischem Verhalten darstellt. Dabei wird der Berufungsführerin nicht vorgehalten, dass sie sichderselben Rechtsbehelfe bedient, wie sie allen Bürgerinnen und Bürgern offenstehen. Daraus ist ihr sicherlichauch als Parteimitglied kein Vorwurf zu machen. Den entscheidenden Unterschied zwischen zulässiger, jagewünschter, interner und auch externer Kritik am Ablauf einer parteiveranstaltung zur Listenaufstellung unddem satzungswidrigen Verstoß gegen das solidaritätsgebot im umgang mit Mitglieäern der partei und gegen-überder Parteiselbst ist in derArt und weise oerorJnttichkeitswirksarun rnJmedienbetonten Begleitkam-pagne der wahlprüfungsbeschwerde zu sehen, die vom Verfahrensbevollmächtigten der Berufungsführerinund ihr selbst aktiv betrieben wurde - auch und gerade noch nach der Abrehnung des ersten Ausschlussver-fahrens während des Verfahrens vor dem verfasiungsgerichtshof. Nach der abschlägigen Entscheidung desLandtags' wo die Vorwürfe bezüglich der Listenaurstättirng mangets substanz schon iein Gehör fanden, ließdie Berufungsführerin es sich nicht nehmen, das Beschwärdeu..fuhr.n über ihren verfahrensbevollmächtig-ten beim Verfassungsgerichtshof weiter zu treiben und darüber in den bekannten lokalen printmedien immerwieder Berichte zu initiieren (vgl. oben l.zitter 5. und 6. der Vorwürfe). Die Berufungsführerin verkennt, wennsie meint, sie werde wegen ihres Gewissens verfolgt und habe gar nicht anders handeln können. sie hattestets die option' ihre Beschwerde weniger öffentlichkeitswirksam weiterzuverfolgen und insbesondere ihrenVerfahrensbevollmächtigten dazu anzuhalten, zu dem Thema keine Interviews zu geben. Das alles hat sienicht getan.



Anders als die LSchK wertet die BSchK auch das Verfassen und die - jedenfalls geduldete - andauernde Ver-breitung der bei den Akten befindlichen Broschüre mit dem Titel ,,Anfechtung der Landtagswahl 30.08.09.. 2urDokumentation der im wahlprüfungsverfahren erhobenen Vorurürfe einer ängeblichen ,,wahlfälschung,. beider Listenaufstellung der Partei DIE LINK.E als einen verstoß gegen das solioaiitatsgebot der Bundessatzung,der im vorliegenden Verfahren berücksichtigt werden tann uio muss. Es geht hier nicht um den dokumenta-rischen Inhalt der Broschüre selbst, sondern um die am Ende in großen tlettern abgedruckten Kommentare:
"lmmer wieder behauptete Unwahrheiten werden nicht zu wahÄeiten, sondern was schlimmer ist zu Ge-wohnheiten (oliver Hassencamp)" und ,,schon Altgenosse stalin wusste: ,,es ist nicht entscheidend was dieLeute wählen' entscheidend ist wer die stimmen auszählt". Damit behauptet die Berufungsführerin unver-blümt' dass die angebliche wahlfälschung bei der Partei DIE LINKE bereits eine ,,Gewohnheit,.sei und im üo-rigen von stalinistischem Gedankengut zeuge' Das ist schlimmste Meinungsmacne uno ein ungeheuerlicher,rein subjektiver Vorwurf, der sich mit dem Bild einer angeblich so objektiv daherkommenden Dokumentationnicht verträgt' Das Erstellen der Broschüre, für die die-Berufungsführerin als v.i.s.d.p. urheberrechflich ver_antwortlich zeichnet und die ihr deshalb auch zuzurechnen ist, hat zwar bereits im Jahr 2009 stattgefundenund kann daher für das vorliegende Verfahren nicht mehr berücksichtigt werden. Gleichwohl hat die Beru_fungsführerin die Broschüre innerhalb der Partei verteilt und sich danach nicht mehr darum gekümmert, obsie ggf' auch außerhalb der Partei in umlauf gebracht würde. Der umstand, dass eiliche Mitglieder die Bro-schüre unstreitig besaßen und auch am 04.03.2010 die Broschüre im Rahmen einer ortsverbandssitzungnoch auftauchte' ist der Berufungsführerin als Dauertatbestand zuzurechnen und deshalb auch zur Beurtei-lung des Ausschlussantrages zu berücksichtigen. Dabei stellt die BSchK in erster Linie darauf ab, dass dieBerufungsführerin jedenfalls so viele Exemplare innerhalb der partei verteilt hatte, dass sie die weitere Ver-breitung nicht mehr kontrollieren konnte, und sich zu keinem Zeitpunkt darum gekümmert hat, dass dieExemplare wieder eingesammelt werden. Es ist als satzungsverstoß auch völlig ausreichend, wenn ,,nur,. Mit-glieder von der Broschüre und den schlusskommentaren-Kenntnis guno,nrJn haben sollten. Das Bild derPartei kann gerade auch beiden eigenen Mitgriedern schaden nehmen.

Die Bewertung der Broschüre ist im vorliegenden Verfahren auch nicht'deshalb untersagt, weil sie bereits imvorangegangenen Ausschlussverfahren vorgelegt worden war. Denn im ersten Verfahren hat die LSchK jagerade keine inhaltliche wertung vorgenommen und sich deshalb auch mit dem Inhalt der Broschüre und denmöglichen Konsequenzen 8ar nicht beschäftigt. Von einem ,,strafklageverbrauch,. kann hier unabhängig da-von' dass diese Rechtsfigur nicht einfach auf ein Parteiausschlussverfahren übertragen werden kann, keineRede sein' lm Übrigen sieht die BSchK den Verstoß insbesondere darin, dass die für die Herstellung und dasInverkehrbringen der Broschüre verantwo.rtliche Berufungsrunrerin nicht dagegen unternommen hat, dassüberhaupt noch Exemplare der Broschüre im umlauf *urui. öi..., verstoß tännte durch das vorangegange-ne Ausschlussverfahren noch gar keine Berücksichtigung finden.

Der Von'vurf, die BILD-Zeitung mit der Geschichte zur Abrechnung des ,,Kauknochens,, versorgt zu haben, warder Berufungsführerin letztlich nicht nachzuweisen. sie muss als diejenige, die den Beleg unstreitig in Emp-fang genommen hat, aber zumindest den Verdacht gegen sich gelten iassän'uno hätte auch diesen durch eineentsprechende öffeniliche Gegendarsteilung beseitigen konnenl

Die jeweils per Gerichtsvollzieher zugestellten Briefe an den Landesvorsitzenden und den steilv. Landesvorsit-zenden mit der Androhung gerichtlLher schritte bei Nichtbeforgung bestimmter Verhartensweisen zeigen,dass es der Berufungsführerin letztlich nie um die parteiinterne rt-ru.ng ihrer streitigr..itun und Anliegen ging,sondern letztlich darum, als Repräsentanten der Partei in herausgehobenen Funkiionen tätige Genossen zudiffamieren und zu beschädigen' Der Berufungsführerin russ r,tu,. gewesen sein, dass von öffenrich bzw.über die Medien erhobenen Vonarürfe bei denä.ti.tr...r';;;t etwas,,hängen.,bleibt, auch wenn wie imvorliegenden Fall der Verfassungsgerichtshof sämtliche Vonrvürfe der,,wahlfälschung,, endgültig als substanz-los zurückgewiesen hat' Das aiies rrat sie nicht gekümmert, sie nat ihr öffenilichui wirt .n in einem falsch



verstandenen Gerechtigkeitsverständnis in.die Dienste einer gegen die partei DIE LINKE gerichteten Kampag_ne Dritter gestellt und davon auch nach Abweisung des ersien Ausschrussantrages aus formaren Gründen

lit#;[?:;tffi:#*ohl ihr die wirksam gewordenen Ausschtüsse sesen ,*.i "filtitrtreiter,, hätten ars war-

Dass er ihr letztlich nicht um eine Auseinandersetzung in der sache, sondern um eine serbstgefärige Insze-nierung des 
"Rechthabens" gegenüber der Partei gerrt] zeigen auch ihre zahlreichen stellungnahmen in demverfahren' die sich fast ausnahmslos auf Formalitä1en wie i[teneinsicht, Korrektur von protokoren oder dasAnfordern gegnerische schriftsätze beziehen. Die Berufungri,iir"rin, der sicher vor und während des Verfah-rens an einigen stellen unrecht geschehen ist, wie z.B. duich den satzungswidrigen Beschluss über das Aus_setzen ihrer Mitgliedsrechte, führt offenbar einen persönlichen Feldzug gegen Mitglieder der partei DIE LINKEim saarland, die ihrer Meinung nach auf satzu.ngswidrigen wegen für bestimmte üvanlergebnisse und Macht_konstellationen gesorgt haben' Sie verkennt, dass sie sich oanäi in erster Linie mit Jen parteiinternen Mittelneiner wahlanfechtung und anschließendem schiedsverfahren hätte wehren müssen, bevor sie zu externenRechtsmitteln hätte greifen dürfen. Dass sie hier nach wie vor einen anderen Maßstab hat, zeigen die ent-sprechenden Drohungen in den beiden schreiben an den Landesvorsitzenden und stellv. Landesvorsitzenden.

Durch die öffentliche Berichterstattung in lokalen Massenmedien über ,,wahlfälschungen., in der partei DIELINKE ist ein erheblicher schaden für-das Ansehen der im saarland gut bekannten partei und einiger dortnamentlich bekannter Mitglieder entstanden, für den die Berufungsführerin einen Großteil verantwortungträgt' Zumindest ihren Anteil hätte sie durch ein weniger meoienuetontes und weniger polemisches Auftreten
,11T::[T,ii.T:.T:;il:'' 

warum sie das retzilich nic;t s;t;; 
-hat, 

brieb der BSchK-ein Rätser. Die option da-

Die negative Prognose hinsichtlich des künftigen Verhaltens der Berufungsführerin beruht letzflich darauf,dass sie während des gesamten Verfahrens keinerlei Einsicht darin gezeigt hat, dass vielleicht die Art undweise ihres Vorgehens im Rahmen der Anfechtung 0., L.nolagswanten übeaogen gewesen sein könnte. siesah sich bis zum schluss als opfer der,,Machtha6er" des t-unä"rveroanos oer paÄi DrE LINKE und konnteauch in der mündlichen Verhandlung nicht erklären, worin eitenilich ihr politisches Interesse am verbreib inder Partei bestünde' selbst nach deir eindeutigen urteil des ü.rurrrngrgerichtshofs hat sie keinen Versuchunternommen' sich bei den Betroffenen zu entschuldigen oder von sich aus über die Medien bzw. in der öt_fentlichkeit zu verbreiten, dass es eben oocn teine anilattspunr<te für eine Manipulation bei der Listenaufstet-lung im wahlkreis Neunkirchen g.g.u.n habe. Dazu Äatt. sie vor de*unJitn"n Verhandrung am03.12.2011 und auch danach nocn-auireichend Zeit gehabt.

Aufgrund der dargestellten Gesamtwürdigung des Verhaltens der Berufungsführerin, des eingetretenen scha-dens und der negativen Prognose rrat oie-gschK den parteirrrr.ntur. im Ergebnis bestätigt.
Die Entscheidung erging mit 6 Ja_Stimmen und 1 Nein_Stimme.
gez. Sibytte Wanket
Vorsitzende
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